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Sehr geehrte Damen und Herren,

die Digitalisierung verändert unser Leben und unsere Arbeitsweise in allen
Bereichen. Auch die öffentliche Auftragsvergabe ist davon nicht
ausgenommen. Seit dem 25. Oktober 2023 müssen für die
Bekanntmachung von EU-weiten Vergabeverfahren elektronische
Standardformulare, sogenannte „eForms“, genutzt werden. Diese
Veränderung betrifft Vergabestellen und Unternehmen gleichermaßen.

In diesem Newsletter möchten wir Ihnen deshalb einen Überblick über die
Einführung der eForms bieten, eine Hilfestellung für die wichtigsten
Praxisfragen geben und darstellen, welche Maßnahmen Sie als
Vergabestelle oder Unternehmen ergreifen müssen, um den neuen
Anforderungen gerecht zu werden.

Darüber hinaus möchten wir Ihnen einen kurzen Einblick in die
Möglichkeiten der Integration von KI-Technologien in Vergabeprozessen
geben. Hierdurch entstehen künftig vielfältige Möglichkeiten zur
Effizienzsteigerung.

Wir wünschen eine angenehme Lektüre!

Mit freundlichen Grüßen

Stephan Rechten
Rechtsanwalt
vCard
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Online-Seminar:  
Vergaberecht aktuell

Sichern Sie sich schon heute Ihren Platz für unser kostenfreies 
Online-Seminar "Vergaberecht aktuell" am Freitag, den 
1. Dezember 2023 von 10.00 - 12.00 Uhr.

Über den Button gelangen Sie zur Einladung mit Infos zur Agenda. 
Verpassen Sie nicht diese Gelegenheit, von unseren Referenten aktuelle 
Rechtsentwicklungen und Entscheidungen im Vergaberecht auf den Punkt 
vorgestellt zu bekommen. Es besteht - wie immer - ausreichend 
Gelegenheit für Ihre Fragen aus der Praxis. Wir freuen uns auf Ihre 
Teilnahme!

Einladung

https://communication.advant-beiten.com/62/817/landing-pages/einladung--online-seminar---vergaberecht-aktuell.asp
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eForms seit Oktober 2023 obligatorisch

Seit dem 25. Oktober 2023 ist für oberschwellige Vergabeverfahren die
Verwendung von eForms bei der Veröffentlichung von Bekanntmachungen
obligatorisch. In diesem Beitrag möchten wir einen Überblick über die
neuen elektronischen Standardformulare, ihre Auswirkungen,
Anwendungsbereiche und die damit verbundenen Herausforderungen
geben.

Was sind eForms?

eForms sind elektronische Standardformulare der EU, die seit dem
25. Oktober 2023 für Bekanntmachungen über beabsichtigte und
durchgeführte Beschaffungen öffentlicher Auftraggeber zur Vergabe
öffentlicher Aufträge auf Tenders Electronic Daily (TED) des Amts für
Veröffentlichungen der EU verwendet werden müssen.

Während Bekanntmachungen bisher an eine formularbasierte Darstellung
gebunden waren (bislang erfolgte die Ausfüllung in Textformularfeldern,
die erst durch die spezifischen Eingaben individualisiert wurden), endet
mit den eForms die Orientierung an Papierdokumenten. Die Europäische
Union beschreibt eForms als „das Herzstück der digitalen Transformation
der öffentlichen Auftragsvergabe in der EU“ (hier abrufbar). 

Worum geht es in den Datenfeldern?

Die eForms beinhalten diverse Datenfelder, von denen – wie zuvor –
einige verpflichtend und andere fakultativ zu befüllen sind. Im Hinblick
auf die Ziele der Einführung der eForms kann es dabei sinnvoll sein, auch
die fakultativen Datenfelder auszuwählen und zu befüllen.

Die Datenfelder unterscheiden sich je nach Verfahrensart und Stadium
der Bekanntmachung. Inhaltlich ändert sich dabei wenig, es sind
grundlegende Angaben zum Verfahren, dem Beschaffer, dem
Beschaffungsgegenstand, Eignungskriterien etc. zu machen. Der
geschätzte Auftragswert ist weiterhin nicht grundsätzlich verpflichtend
anzugeben. 

https://single-market-economy.ec.europa.eu/single-market/public-procurement/digital-procurement/eforms_en


Die Einführung von eForms wird zweifellos eine Anpassung erfordern –
sowohl für Auftraggeber als auch für Auftragnehmer. Zukünftig kommen
neue, teils obligatorische Datenfelder und Eingabemöglichkeiten hinzu,
mit denen sich Vergabestellen erst vertraut machen müssen.

Die Einführung der eForms wird jedoch u. a. die Auffindbarkeit und
Kategorisierung der damit verbundenen Aufträge erleichtern und damit
auch für Vergabestellen den Vorteil bieten, langfristig mehr qualifizierte
Angebote zu erhalten.

Weitere Vorteile sind unter anderem:

Erhöhte Wirtschaftlichkeit durch Stärkung des Wettbewerbs;

Steigerung der Transparenz von Beschaffungsvorgängen;

Erleichtertes Suchen und Finden von Bekanntmachungen;

Erleichterte Teilnahme an Vergabeverfahren;

Transparente Auswertungsmöglichkeiten des Marktes durch
Bereitstellung von Open Data;

Hierdurch bessere Erkennbarkeit von Trends und Anreiz zur Schaffung
neuer Geschäftsmodelle. 

Bei welchen Aufträgen müssen eForms
angewendet werden?

Rechtsgrundlage für die Einführung der eForms ist die
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780. Mit der Verordnung zur
Anpassung des Vergaberechts an die Einführung neuer elektronischer
Standardformulare („eForms“), die am 23. August 2023 im
Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde, wurden auch die deutschen
Vergaberechtsregelungen an diese Verordnung angepasst. Die
Verwendung der eForms gilt zunächst für alle europaweiten
Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich. Geplant ist jedoch,
langfristig auch unterschwellige Vergaben in diesem Format abzuwickeln.

Betroffen sind Verfahren nach der VgV (§ 10a VgV), der KonzVgV
(§ 8a KonzVgV), der SektVO (§ 10a SektVO), der VSVgV (§ 2
Abs. 3 VSVgV) und der VOB/A (§ 12 VOB/A-EU und -VS).

Was sind die Vor- und Nachteile der
eForms?



Die Plattform bund.service.de wird eingestellt. Bekanntmachungen
können künftig über die Seite oeffentlichevergabe.de gesucht und
eingesehen werden.

Fachanwendungen zur Übermittlung von Ausschreibungen auf den
üblichen Vergabeplattformen werden keine eigene Schnittstelle mehr zu
TED haben. Stattdessen werden alle Bekanntmachungen aus den
Fachanwendungen im eForms-DE Format (die nationale Umsetzung des
europäischen Standards) über einen Vermittlungsdienst an den sog.
eSender-Hub übermittelt, dort in das eForms-EU Format konvertiert und
an TED weitergeleitet. Zudem wird die Bekanntmachung auf dem
nationalen Bekanntmachungsservice (oeffentlichevergabe.de)
veröffentlicht.

Auch unterschwellige Vergaben werden von den Fachanwendungen an
den Vermittlungsservice übermittelt und dort nicht an TED, sondern den
nationalen Bekanntmachungsservice übermittelt.

Abgesehen davon, leiten Fachanwendungen auf den üblichen
Vergabeplattformen den Benutzer weiterhin schrittweise durch den
gesamten Prozess der Bekanntmachung und haben die entsprechenden
Anpassungen vorgenommen, die die Einführung des eForms-Standards
nötig machen. Eine intuitive Bedienung dürfte damit weiterhin
gewährleistet sein. Die meisten Anbieter bieten zudem Schulungen an.

Vergabestellen, die keine Fachanwendung nutzen, können auf das
kostenfreie „Redaktionssystem“ zurückgreifen (weiterführende
Informationen sind hier zu finden). 

Was passiert mit Plattformen zum Erstellen
bzw. zum Abrufen von Bekanntmachungen?

https://www.bescha.bund.de/DE/ElektronischerEinkauf/Bekanntmachungsservice_Bund/BKMS/Redaktionssystem/redaktionssystem.html


Hinsichtlich Bekanntmachungen in Vergabeverfahren oberhalb der  
EU-Schwellenwerte ist die Nutzung seit dem 25. Oktober 2023
verpflichtend. Das Beschaffungsamt des BMI vermeldete am Tag danach
den erfolgreichen Start. Eine Übergangsfrist ist nicht vorgesehen,
vielmehr sieht § 83 VgV (neu) eine stichtags-bezogene Umsetzung vor.
Seit dem 25. Oktober 2023 sind EU-weite Bekanntmachungen nur noch
im neuen eForms Standard zu übermitteln. Im Bundesanzeiger wurde am
10. Oktober 2023 die entsprechende Bekanntmachung veröffentlicht (hier
abrufbar).

Was passiert mit laufenden Vergaben nach
diesem Stichtag?

Vergaben, die vor dem 25. Oktober 2023 gestartet sind, wurden in Form
der bisherigen Bekanntmachung übermittelt. Wird nach diesem Stichtag
eine Änderungsbekanntmachung notwendig, muss diese über das neue
Format erfolgen. Über die Bekanntmachungsnummer kann die
Änderungsbekanntmachung dann der Ausgangsbekanntmachung
zugeordnet werden. 

Welche Datenfelder sind
verpflichtend zu befüllen?

Verpflichtend sind nach § 10a Abs. 1 VgV
(auf den die anderen Vergabeverordnungen
verweisen und der über § 2 Satz 1 VgV auch
für Bauvergaben gilt) diejenigen Felder, die in
der Tabelle 2 des Anhangs der
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780
als verpflichtend gekennzeichnet sind.

Neu sind verpflichtende Angaben in der Bekanntmachung über vergebene 
Aufträge (vgl. eForms-DE Standard Version 1.1.0, abrufbar hier). Hier 
muss die Nationalität des wirtschaftlichen Eigentümers des Bieters, dessen 
Größe sowie dessen (bisher noch nicht eingeführte) Wirtschafts-
Identifikationsnummer eingetragen werden. Letztere kann zunächst 
beispielsweise durch die Umsatzsteuer-ID ersetzt werden. Hier bietet sich 
die Abfrage einer Eigenerklärung im Verfahren an, um die entsprechenden 
Daten nach dem Zuschlag vorliegen zu haben. 

Ab wann sind die eForms verpflichtend?

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/9bBNrVjKaRkrYmSw1D5/content/9bBNrVjKaRkrYmSw1D5/BAnz%20AT%2010.10.2023%20B3.pdf?inline
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R1780&from=de
https://xeinkauf.de/eforms-de/


Sind Datenfelder verpflichtend zu befüllen,
die nicht in der Durchführungsordnung
genannt werden?

Ja. § 10a Abs. 4 Satz 1 VgV bestimmt, dass auch in der 
Durchführungsverordnung als fakultativ gekennzeichnete Felder 
verpflichtend sind, soweit sie strategische Aspekte der Beschaffung 
betreffen.

Diese Aspekte sind nach § 10a Abs. 4 S. 2 VgV:

Aspekte der Qualität und der Innovation, einschließlich der Angabe, ob
Nebenangebote zugelassen sind;

soziale und umweltbezogene Aspekte, einschließlich der Datenfelder für
die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge;

wesentliche Aspekte der Zuschlagskriterien;

mittelständische Interessen sowie

die Identifizierung der Organisationshoheiten.

Somit wurden national mehr verpflichtende Felder festgelegt als
europarechtlich erforderlich. Diese Regelungen werden jedoch von den
Fachanwendungen implementiert, sodass im Rahmen der Dateneingabe
immer (und nur) diejenigen Felder abgefragt werden, die im jeweiligen
Verfahren verpflichtend befüllt werden müssen.

Christopher Theis
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Vergaberecht
vCard
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vCard
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Der Einsatz von KI im Vergaberecht

Auch wenn mit den eForms Bekanntmachungen nicht mehr textbasiert
erstellt werden, müssen für Vergabeunterlagen und Angebote weiterhin
Textdokumente erstellt werden. Zudem bieten einheitliche Standards, wie
die eForms, eine Grundlage für eine verlässliche automatisierte
Auswertung.

„Mit der Umsetzung von Standards und der Verwendung von
Datenmodellen ebnen wir zudem den Weg für den Einsatz künstlicher
Intelligenz (KI) in der öffentlichen Verwaltung – als Unterstützer für
die effiziente Entscheidungsfindung ebenso wie für repetitive
Aufgaben, die im Zuge des Fachkräftemangels aufgefangen werden
können“,

Frank Schmitz, Leiter der Abteilung Beschaffungsmanagement und
Zentrale Dienste des BeschA (Quelle)

Nachfolgend möchten wir einen ersten kurzen Einblick bieten, wie
Künstliche Intelligenz (KI) im Bereich des Vergabeverfahrens zur
Erstellung von Texten eingesetzt werden kann. KI-Technologie bietet
enorme Möglichkeiten im juristischen Bereich, da sie schnell und effizient
auf eine Vielzahl von Fragen antworten kann.

Im Vergaberecht gibt es drei Hauptanwendungsbereiche:

a) Formulierung von Ausschreibungstexten

Die Erstellung klarer und rechtlich einwandfreier Ausschreibungstexte
ist entscheidend für den reibungslosen Ablauf von Vergabeverfahren.
Eine KI kann bei der Formulierung unterstützen, indem sie bei
komplexen Anforderungen hilft, verständliche Texte zu erstellen.

b) Erstellung von Angeboten

KI kann Bieter dabei unterstützen, Vergabeunterlagen aufzubereiten
und qualitativ hochwertige Angebote zu erstellen, indem sie
Zusammenfassungen, Empfehlungen und Textbausteine liefert.

c) Auswertung von Angeboten

Insbesondere bei Verwendung standardisierter Daten, wie durch die
eForms, wird es langfristig möglich sein, einen Teil der

https://www.bescha.bund.de/SharedDocs/Aktuelles/Wissenswertes/2023/10-23_eForms/eForms.html?nn=1041808


Angebotsauswertung automatisiert ablaufen zu lassen. Eine darauf
trainierte KI kann beispielsweise Formblätter auf Vollständigkeit
überprüfen, Angebotstexte auf Übereinstimmung mit den
Eignungsanforderungen überprüfen oder die Preise kontrollieren. 

Durch den Einsatz von KI können Texte schnell und präzise erstellt
werden. Chatbots wie ChatGPT basieren auf Large Language Models
(LLM), daher ist keine Kenntnis einer Programmiersprache nötig.
Eingaben können in gewöhnlicher, menschlicher Textform erfolgen.

Dabei muss immer sichergestellt sein, dass die Verwendung von KI im
Einklang mit den geltenden Gesetzen und Vorschriften steht. Persönliche
oder vertrauliche Daten sollten z. B. niemals in Generative KI-Systeme
wie ChatGPT eingegeben werden. Auch bei anderen KI-Systemen sollte
eine genaue Prüfung etwaiger vertraglicher Regelungen vorgenommen
werden, um sicherzustellen, wie mit vertraulichen Daten umgegangen
wird. Gegebenenfalls empfiehlt sich auch eine firmeninterne KI-Richtlinie,
um den Umgang der Mitarbeiter mit KI Systemen verbindlich festzulegen.

Weiterhin empfiehlt sich (derzeit noch) eine Kommunikation auf Englisch,
da die meisten Programme in dieser Sprache trainiert werden und hieraus
bessere Ergebnisse liefern. Zu bedenken ist auch, dass ein KI-System
unterstützen oder zuarbeiten kann, jedoch in den eigenen Arbeiten
begrenzt ist. Entsprechende KI-Arbeit muss daher immer kontrolliert und
Entscheidungen müssen stets vom Anwender selbst getroffen werden.
Anweisungen an die KI, sogenannte „Prompts“, sollten zudem möglichst
präzise formuliert sein. Die KI muss wissen, in welcher Funktion sie
agieren soll (z. B. recherchieren / kritisieren / analysieren), was das
gewünschte Ergebnis ist (z. B. ein kurzer Text / eine Gliederung / eine
Zusammenfassung) und für wen dieses Ergebnis geschrieben werden soll
(z. B. juristisches Fachpublikum / Bürger / Unternehmer). Je genauer die
Anweisung formuliert ist, desto besser ist das zu erwartende Ergebnis. In
der Nachbearbeitung ist es zudem möglich, dem System Feedback zu
geben, um bessere Ergebnisse zu erzielen.

Das eigenständige Experimentieren mit der KI hilft dabei, um schnell und
intuitiv herauszufinden, wie man am besten mit dieser interagieren kann.
Hierfür können z. B. die folgenden Prompts als Einstieg verwendet
werden:
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Newsticker

Vereinfachte Vergaberegeln

Mit gemeinsamem Erlass vom 11. Oktober 2023 haben das Ministerium
der Finanzen und das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz
und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen die dortigen
Vergabeerleichterungen in Hinblick auf die Gewährleistung von
Kapazitäten zur Unterbringung von Geflüchteten bis zum 30. Mai 2024
verlängert. Demnach sind Direktvergaben unterhalb der  
EU-Schwellenwerte bei besonderer Dringlichkeit möglich. Eine solche
Dringlichkeit liege aktuell jedenfalls bei der Unterbringung und
Versorgung von Geflüchteten vor. Oberhalb der EU-Schwellenwerte ist in
diesen Fällen ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb
möglich.

Mit Rundschreiben des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz vom 4. Oktober 2023
werden die bisherigen vergaberechtlichen Erleichterungen in demselben
Kontext bis zum 31. Dezember 2024 verlängert. Eine beschränkte
Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb ist demnach bei Bauleistungen
bis zu einem geschätzten Auftragswert von EUR 1 Mio. möglich  
(bisher: EUR 200.000), bei Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem
Auftragswert von EUR 100.000 (bisher: EUR 80.000). Freihändige
Vergaben bzw. Verhandlungsvergaben sind bei Werten bis zu
EUR 100.000 (bisher: EUR 40.000) für Bau-, Liefer- und Dienstleistungen
möglich.

Auch im Saarland sollen die angehobenen Wertgrenzen nun bis zum
31. Dezember 2024 verlängert werden. Derzeit gelten die
Vergabeerleichterungen aufgrund des Vergabeerlass 2022 noch bis zum
31. Dezember 2023, ein neuer Erlass ist noch nicht veröffentlicht. Bei
kommunalen Aufträgen sind freihändige Vergaben demnach bis zu
EUR 150.000 und Bauvergaben bis zu einem Auftragswert von EUR 1 Mio.
in beschränkter Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb möglich.

In Schleswig-Holstein gilt bis zum 31. Dezember 2024 die
Landesverordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge zu Gunsten
Schutzsuchender mit erhöhten Schwellenwerten für Aufträge im
Zusammenhang mit der Aufnahme, Unterkunft, Versorgung oder
Betreuung Schutzsuchender, insbesondere Geflüchteter aus der Ukraine.

https://www.vergabe.nrw.de/wirtschaft/anwendung-des-vergaberechts-bei-der-beschaffung-von-leistungen-zur-gewaehrleistung-der
https://mwvlw.rlp.de/fileadmin/08/Abteilung_2/8206/04_Rundschreiben/02_Ukraine-Krise_und_Fluechtlingskrise/Rundschreiben_MWVLW_v._04.10.2023.pdf
https://www.saarland.de/SharedDocs/Downloads/DE/mibs/tp_kommunales/kommunale_haushalte_wirtschaft/komm_vergabewesen/konsolidierte_Fassung_Vergabeerlass_2022.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-SchutzVergabeVSHpP1


Schließlich sind auch in Brandenburg durch die Sechste Verordnung zur 
Änderung der Kommunalen Haushalts- und Kassenverordnung vom
17. August 2023 Erleichterungen für Vergaben beschlossen worden, die
bis zum 31. Dezember 2024 befristet sind. Hiernach sind beschränkte
Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb im Kontext der
Flüchtlingsaufnahme zulässig bei der Vergabe von Bauleistungen bis zu
einem Auftragswert von EUR 2. Mio. und Liefer- und Dienstleistungen bis
zum Erreichen der Schwellenwerte. Zusätzlich wurde der Auftragswert für
Direktaufträge auf EUR 3.000 erhöht (bisher: EUR 1.000).

Über die Verlängerung von vereinfachten Vergaberegeln in Bayern 
berichteten wir im letzten Newsletter.

Bestätigung etablierter Vergaberechtsprinzipien in der 
Projektantenproblematik

Die VK Bund hat sich mit Beschluss vom 18. September 2023 (hier 
abrufbar) zur Vorbefassung in Vergabeverfahren geäußert. Dabei 
unterstrich sie die entscheidende Rolle der Verhältnismäßigkeit bei der 
Beurteilung möglicher Wettbewerbsvorteile.

Die Antragstellerin forderte den Ausschluss eines anderen Unternehmens 
aus dem Vergabeverfahren, da sie eine Wettbewerbsverzerrung aufgrund 
dessen Mitarbeit an der Erstellung der Vergabeunterlagen vermutete.

Die VK Bund stellte fest, dass ein Ausschluss auch bei vorheriger 
Einbeziehung in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens nur als ultima 
ratio in Betracht komme. Andererseits reiche die bloße Offenlegung der 
Vergabeunterlagen nicht aus, um eventuelle Wettbewerbsvorteile 
vollständig auszugleichen. Im vorliegenden Fall hielt sie die Anpassung 
der Bewertungskriterien für eine angemessene Lösung, um die 
Wettbewerbsverzerrung bei einer Neubewertung der Angebote zu 
neutralisieren. Dafür wurde eine neue Präsentationsrunde angeordnet. 
Ursprünglicher Teil der Bewertung war das Zuschlagskriterium
„Durchdringung des Projektinhaltes/ Nennung eigener Lösungsansätze“. 
Dies führte nach Ansicht der Vergabekammer zu einer 
Wettbewerbsverzerrung, da das vorbefasste Unternehmen seine 
Lösungsansätze auf eine Weise präsentieren konnte, die anderen Bietern 
nicht möglich war.

https://bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/76/GVBl_II_58_2023.pdf
https://www.advant-beiten.com/sites/default/files/downloads/Newsletter%20Vergaberecht%20Oktober%202023_ADVANT%20Beiten.pdf
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Entscheidung/DE/Entscheidungen/Vergaberecht/2023/VK2-68-23.html


Zusammenarbeit mit nicht nach dem LkSG verpflichteten 
Unternehmen

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat drei 
Dokumente veröffentlicht, die Unternehmen bei der Umsetzung des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) unterstützen sollen. Sie 
dienen als Leitfaden für Unternehmen bei der Zusammenarbeit mit 
Zulieferern, die nicht unmittelbar unter dieses Gesetz fallen. Dabei handelt 
es sich um eine „Handreichung Zusammenarbeit in der Lieferkette 
zwischen verpflichteten Unternehmen und ihren Zulieferern“ (hier 
abrufbar), eine zugehörige „Executive Summary“ (hier abrufbar) sowie 
einen FAQ-Katalog „Die wichtigsten Fragen und Antworten für KMU (Kleine 
und mittlere Unternehmen)“ (hier abrufbar).

Das LkSG zielt darauf ab, menschenrechtliche und umweltbezogene 
Sorgfaltspflichten in den Lieferketten von Unternehmen zu stärken. 
Verpflichtet sind Unternehmen, die eine bestimmte Anzahl an 
Mitarbeitenden beschäftigen (gegenwärtig mind. 3.000  
Arbeitnehmer/-innen, ab 2024 mind. 1.000 Arbeitnehmer/-innen).

Vergaberechtliche Relevanz hat das LkSG, da bei rechtskräftig 
festgestelltem schwerwiegendem Verstoß ein befristeter Ausschluss von 
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen möglich ist, vgl. § 22 LkSG. Für 
verpflichtete Unternehmen sind demnach Transparenz und Kenntnis über 
die menschenrechtlichen und umweltbezogenen Risiken in der eigenen 
Lieferkette zentral für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten, da sonst ein 
Ausschluss von Vergabeverfahren drohen kann. Die Durchführung der 
erforderlichen Risikoanalyse, wenn Lieferanten in der eigenen Lieferkette 
nicht dem LkSG unterfallen, kann im Einzelfall schwierig sein. So stellt sich 
die Frage, ob und wie viel Transparenz die verpflichteten Unternehmen 
von Zulieferern in ihrer Lieferkette verlangen dürfen oder sogar müssen.

Die vom BAFA veröffentlichten Dokumente behandeln genau diese 
Zusammenarbeit mit Unternehmen, die nicht direkt vom LkSG betroffen 
sind. Gerade kleine und mittlere Unternehmen sind häufig Zulieferer von 
Unternehmen, die unter das LkSG fallen und die ihrerseits zur Erfüllung 
ihrer Sorgfaltspflichten auch ihre mittelständischen Partner zur 
Zusammenarbeit in der Lieferkette auffordern. Die Dokumente bieten 
entsprechende Hilfestellungen für alle Beteiligten.

So werden insbesondere Vorschläge gemacht, wie eine konstruktive 
Zusammenarbeit gelingen kann. Betont wird jedoch auch, dass durch eine 
Zusammenarbeit keine Ausweitung des Anwendungsbereichs des Gesetzes 
erfolgen soll. Verpflichtete Unternehmen seien hauptsächlich für ihre 
eigenen Sorgfaltspflichten verantwortlich, eine Übertragung der 
Sorgfaltspflichten auf Zulieferer sei hingegen nicht zulässig. 

https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreichung_zusammenarbeit_in_der_lieferkette.html?nn=1468680
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/executive_summary_zusammenarbeit_lieferketten.html?nn=1559328
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/faq_zusammenarbeit_lieferketten.html?nn=1468680


Nutzerleitfaden für das Wettbewerbsregister veröffentlicht 

Das Bundeskartellamt hat am 24. Oktober 2023 einen aktualisierten 
Nutzerleitfaden für das Wettbewerbsregister veröffentlicht (hier 
abrufbar). Der Leitfaden bietet eine detaillierte Anleitung zur Nutzung 
des Wettbewerbsregisters und führt durch die verschiedenen Schritte bei 
der Anmeldung im Portal. Nicht mehr in der neuen Version enthalten ist 
die Angabe, dass projektbezogene Auftraggeber (Auftraggeber, die nur 
aufgrund der überwiegenden öffentlichen Subventionierung eines 
bestimmten Bauvorhabens oder damit in Verbindung stehender 
Dienstleistungen oder Wettbewerbe öffentliche Auftraggeber sind) durch 
die Registerbehörde selbst verwaltet werden. Hierdurch waren diese 
öffentlichen Auftraggeber von der Nutzerverwaltung durch eigene 
Identitätsadministratoren ausgenommen. Zudem wurden unter anderem 
die Ausführungen über die Nutzung von Zertifikaten umfassend 
überarbeitet.

https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/WettbewReg/Leitfaden_Nutzer.html


Ihre Ansprechpartner
Für Rückfragen sprechen Sie den ADVANT Beiten Anwalt Ihres Vertrauens
an oder wenden Sie sich direkt an das ADVANT Beiten Vergaberechts-
Team:

Berlin 
Lützowplatz 10 | 10785 Berlin 
Tel.: +49 30 86471-219

Stephan Rechten
Rechtsanwalt
vCard

Max Stanko
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

Düsseldorf 
Cecilienallee 7 | 40474 Düsseldorf 
Tel.: +49 211 518989-0

Sascha Opheys
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

Frankfurt am Main 
Mainzer Landstraße 36 | 60325 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 756095-195

Christopher Theis
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/stephan-rechten.vcf
https://advant-beiten.com/de/experten/stephan-rechten
https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/max-stanko.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/max-stanko
https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/sascha-opheys.vcf
https://advant-beiten.com/de/experten/sascha-opheys
https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/christopher-theis.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/christopher-theis


München 
Ganghoferstraße 33 | 80339 München 
Tel.: +49 89 35065-1452

Michael Brückner
Rechtsanwalt
vCard

Hans Georg
Neumeier
Rechtsanwalt,
Fachanwalt
für Verwaltungsrecht
vCard

Katrin Lüdtke 
Rechtsanwältin,
Fachanwältin für
Verwaltungsrecht
vCard

https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/michael-bruckner.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/michael-brueckner
https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/hans-georg-neumeier.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/hans-georg-neumeier
https://communication.advant-beiten.com/21/802/uploads/katrin-ludtke.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/katrin-luedtke
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